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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1982 Ausgegeben am 13. Juli 1982 142. Stück

334. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens
(NR: GP XV RV 668 AB 830 S. 92. BR: AB 2412 S. 416.)

335. Übereinkommen über die Verbreitung der durch Satelliten übertragenen programmtragenden Si-
gnale
(NR: GP XV RV 389 und Zu 389 AB 977 S. 106. BR: AB 2463 S. 419.)

334.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

zwischen der Republik Österreich und der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet

des Gesundheitswesens

Die Republik Österreich und die Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken,

in dem Wunsche, die Entwicklung der Zu-
sammenarbeit zwischen den beiden Staaten auf
dem Gebiet des Gesundheitswesens und der an-
gewandten medizinischen Forschung zu fördern,

in der Erkenntnis der Zweckmäßigkeit der
Vereinigung der gemeinsamen Anstrengungen bei
der Lösung medizinischer Probleme von beider-
seitigem Interesse,

in Berücksichtigung der Bedeutung, welche die
Medizin und das Gesundheitswesen für die
Menschheit in der Gegenwart besitzen, und

eingedenk ihrer Verantwortung, entsprechend
den Zielen und Grundsätzen der Weltgesund-
heitsorganisation für den bestmöglichen Schutz
der Gesundheit der Staatsangehörigen beider
Staaten zu sorgen, sind übereingekommen, nach-
stehendes Abkommen zu schließen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens
und der angewandten medizinischen Forschung
fördern. Besondere Aufmerksamkeit soll dem
Erfahrungsaustausch auf den Gebieten der Or-

12 205



1754 142. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1982 — Nr. 334

ganisation des Gesundheitswesens, der Aus- und
Weiterbildung des ärztlichen und sonstigen medi-
zinischen Personals, der Organisation speziali-
sierter und dringender medizinischer Hilfe, der
Bekämpfung von Infektionskrankheiten sowie der
Durchführung von Projekten der angewandten
medizinischen Forschung von gemeinsamen In-
teresse gewidmet werden.

Artikel 2

Zur Verwirklichung der Zusammenarbeit för-
dern die Vertragsparteien insbesondere

1. die Zusammenarbeit und den direkten Kon-
takt ihrer Institutionen und Behörden auf
dem 'Gebiet des Gesundheitswesens und im
Bereich der angewandten medizinischen For-
schung,

2. die Zusammenarbeit ihrer medizinisch-wis-
senschaftlichen Gesellschaften,

3. den Austausch sowie andere direkte Kon-
takte und Verbindungen zwischen Wissen-
schaftern und Experten auf dem Gebiet des
Gesundheitswesens und im Bereich der an-
gewandten medizinischen Forschung, ein-
schließlich der damit zusammenhängenden
Benutzung von Laboratorien, wissenschaft-
lichen Bibliotheken und medizinischen In-
formationszentren,

4. die gegenseitige Einladung von Wissenschaf-
tern und Experten zu einschlägigen Fach-
veranstaltungen.

Artikel 3

Zur Durchführung dieses Abkommens werden
abwechselnd in einem der beiden Vertragsstaaten
durch das für das Gesundheitswesen zuständige
Bundesministerium der Republik Österreich ei-
nerseits und das Ministerium für Gesundheits-
wesen der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken andererseits Arbeitspläne mit einer Gel-
tungsdauer von in der Regel jeweils zwei Jahren
vereinbart. In diesen Arbeitsplänen sind unter
Bedachtnahme auf die Grundsätze der Ausgewo-
genheit und des gegenseitigen Nutzens nähere
Vereinbarungen insbesondere über den Umfang
und die Modalitäten des Austausches von Ex-
perten und Wissenschaftern sowie über konkrete
gemeinsame Projekte auf dem Gebiet des Ge-
sundheitswesens und der angewandten medizini-
schen Forschung zu treffen.

Artikel 4

Im Falle einer Entsendung von Experten und
Wissenschaftern trägt die entsendende Seite die
Reisekosten zur Hauptstadt des Gastlandes und
zurück. Die empfangende Seite trägt die Auf-



142. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1982 — Nr. 334 1755

enthaltskosten einschließlich der Kosten für die
mit dem Zweck des Aufenthaltes verbundenen
Reisen innerhalb des Gastlandes. Zur Bedeckung
der Aufenthaltskosten der Experten und Wis-
senschafter bezahlt die empfangende Seite diesen
ein Tagesgeld, dessen Höhe in Berücksichtigung
der Lebenshaltungskosten im Empfangsstaat in
den Arbeitsplänen festzusetzen ist.

Artikel 5

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer
von fünf Jahren albgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um weitere fünf Jahre,
sofern nicht eine der Vertragsparteien dieses
Abkommen spätestens sechs Monate vor Ablauf
dieser Frist auf diplomatischem Wege kündigt.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft,
in dem die Vertragsparteien einander durch Aus-
tausch von Noten mitgeteilt haben, daß die je-
weiligen innerstaatlichen Voraussetzungen für
dessen Inkrafttreten erfüllt sind.

ZU URKUND dessen haben die Bevollmäch-
tigten der beiden Vertragsparteien dieses Ab-
kommen unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 10. April 1981
in zwei Urschriften in deutscher und russischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Willibald P. Pahr

Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken:

N. Firjubin

Die Ermächtigung zum Austausch der in Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vorgesehenen Noten
wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; das Abkommen
tritt gemäß seinem Artikel 5 Absatz 2 am 1. August 1982 in Kraft.

Kreisky
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335.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

2. Gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG ist dieser Staatsvertrag durch die Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE VERBREITUNG DER
DURCH SATELLITEN
ÜBERTRAGENEN PRO-

GRAMMTRAGENDEN
SIGNALE

Die Vertragsstaaten,

im Bewußtsein, daß die Ver-
wendung von Satelliten für die
Verbreitung programmtragen-
der Signale sowohl im Umfang
als auch in der geographischen
Reichweite rasch zunimmt;

in Besorgnis darüber, daß
es kein weltweites System gibt,
um die Verbreitung der durch
Satelliten übertragenen pro-
grammtragenden Signale durch
Verbreiter zu verhindern, für
die sie nicht bestimmt sind,
und daß dieser Mangel die Ver-
wendung von Satellitenverbin-
dungen beeinträchtigen kann;

in Anerkennung der diesbe-
züglichen Bedeutung der Interes-
sen der Urheber, der ausübenden
Künstler, der Hersteller von
Tonträgern und der Sendeunter-
nehmen;

in der Überzeugung, daß
ein internationales System er-
richtet werden soll, das Maßnah-
men vorsieht, um die Verbrei-
tung der durch Satelliten über-
tragenen programmtragenden
Signale durch Verbreiter zu
verhindern, für die sie nicht
bestimmt sind;

eingedenk der Notwendig-
keit, bereits in Kraft befindliche
internationale Übereinkünfte,
einschließlich des Internationalen
Fernmeldevertrags und der zu-
gehörigen Vollzugsordnung für
den Funkdienst, in keiner Weise
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zu beeinträchtigen und ins-
besondere die weitere Annahme
des Abkommens von Rom vom
26. Oktober 1961*), das den
ausübenden Künstlern, den Her-
stellern von Tonträgern und den
Sendeunternehmen Schutz ge-
währt, in keiner Weise zu be-
hindern,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Für die Zwecke dieses Über-
einkommens bedeutet

i) „Signal" einen elektro-
nisch erzeugten, zur
Übertragung von Pro-
grammen geeigneten Trä-
ger;

ii) „Programm" eine aufge-
nommene oder nicht auf-
genommene Gesamtheit
von Bildern, Tönen oder
beiden, die in den letzt-
lich zum Zweck der Ver-
breitung ausgestrahlten
Signalen enthalten ist;

iii) „Satellit" jede zur Über-
tragung von Signalen ge-
eignete Vorrichtung im
außerirdischen Raum;

iv) „ausgestrahltes Signal"
jedes an oder über einen
Satelliten geleitete pro-
grammtragende Signal;

v) „abgeleitetes Signal" ein
Signal, das durch Ände-
rung der technischen
Merkmale des ausgestrahl-
ten Signals gewonnen
wird, gleichviel ob in-
zwischen eine oder meh-
rere Festlegungen vor-
genommen worden sind;

vi) „Ursprungsunterneh-
men" die natürliche oder
juristische Person, die dar-
über entscheidet, wel-
ches Programm die aus-
gestrahlten Signale tragen
werden;

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 413/1973
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vii) „Verbreiter" die natür-
liche oder juristische Per-
son, die über die Über-
tragung der abgeleiteten
Signale an die Allgemein-
heit oder einen Teil der
Allgemeinheit entschei-
det;

viii) „Verbreitung" die Tätig-
keit, durch die ein Ver-
breiter abgeleitete Signale
an die Allgemeinheit oder
einen Teil der Allgemein-
heit überträgt.

Artikel 2
(1) Jeder Vertragsstaat ver-
pflichtet sich, angemessene Maß-
nahmen zu treffen, um die Ver-
breitung von programmtragen-
den Signalen in seinem Hoheits-
gebiet oder von seinem Hoheits-
gebiet aus durch einen Verbrei-
ter zu verhindern, für den die
an den Satelliten ausgestrahlten
oder darüber geleiteten Signale
nicht bestimmt sind. Diese Ver-
pflichtung gilt für den Fall, daß
das Ursprungsunternehmen
Staatsangehöriger eines anderen
Vertragsstaats ist und die ver-
verbreiteten Signale abgeleitete
Signale sind.

(2) In jedem Vertragsstaat, in
dem die Anwendung der in
Absatz 1 vorgesehenen Maßnah-
men zeitlich begrenzt ist, wird
deren Dauer durch innerstaat-
liche Rechtsvorschriften festge-
legt. Diese Dauer wird dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen bei der Ratifikation,
der Annahme oder dem Beitritt
oder, wenn die diesbezüglichen
innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten später in Kraft treten oder
geändert werden, innerhalb von
sechs Monaten nach Inkraft-
treten der Rechtsvorschriften
oder ihrer Änderung schriftlich
notifiziert.

(3) Die in Absatz 1 vorge-
sehene Verpflichtung gilt nicht
für die Verbreitung von abge-
leiteten Signalen, die von Sig-
nalen stammen, die bereits durch
einen Verbreiter, für den die
ausgestrahlten Signale bestimmt
waren, verbreitet worden sind.
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Artikel 3

Dieses Übereinkommen ist
nicht anzuwenden, wenn die von
dem Ursprungsunternehmen
oder für dieses ausgestrahlten
Signale dazu bestimmt sind, von
der Allgemeinheit unmittelbar
vom Satelliten empfangen zu
werden.

Artikel 4

Kein Vertragsstaat ist ver-
pflichtet, die in Artikel 2 Absatz 1
vorgesehenen Maßnahmen anzu-
wenden, wenn die in seinem
Hoheitsgebiet durch einen Ver-
breiter, für den die ausgestrahl-
ten Signale nicht bestimmt sind,
verbreiteten Signale

i) kurze, aus Berichten über
Tagesereignisse bestehen-
de Auszüge aus dem von
den ausgestrahlten Signa-
len getragenen Programm
tragen, jedoch nur in dem
durch den Informations-
zweck der Auszüge ge-
rechtfertigten Ausmaß,
oder

ii) als Zitate kurze Auszüge
aus dem von den ausge-
strahlten Signalen getra-
genen Programm tragen,
vorausgesetzt, daß die Zi-
tate anständigen Gepflo-
genheiten entsprechen und
durch ihren Informations-
zweck gerechtfertigt sind,
oder,

iii) falls es sich um das Hoheits-
gebiet eines Vertragsstaats
handelt, der nach der be-
stehenden Übung der Ge-
neralversammlung der
Vereinten Nationen als
Entwicklungsland ange-
sehen wird, ein von den
ausgestrahlten Signalen ge-
tragenes Programm tragen,
vorausgesetzt, daß die Ver-
breitung ausschließlich zu
Zwecken des Unterrichts,
einschließlich der Erwach-
senenbildung, oder der
wissenschaftlichen For-
schung geschieht.
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Artikel 5

Kein Vertragsstaat ist ver-
pflichtet, dieses Übereinkommen
auf Signale anzuwenden, die
vor dem Inkrafttreten dieses
Übereinkommens für den be-
treffenden Staat ausgestrahlt wor-
den sind.

Artikel 6

Dieses Übereinkommen darf
in keiner Weise als Beschränkung
oder Beeinträchtigung des
Schutzes ausgelegt werden, der
den Urhebern, ausübenden
Künstlern, Herstellern von Ton-
trägern oder Sendeunternehmen
durch innerstaatliche Rechtsvor-
schriften oder internationale
Übereinkünfte gewährt wird.

Artikel 7

Dieses Übereinkommen darf
in keiner Weise als Beschränkung
des Rechtes eines Vertragsstaats
auf Anwendung seiner inner-
staatlichen Rechtsvorschriften
zur Verhinderung von Mono-
polmißbräuchen ausgelegt wer-
den.

Artikel 8

(1) Mit Ausnahme der Ab-
sätze 2 und 3 sind keine Vorbe-
halte zu diesem Übereinkommen
zulässig.

(2) Jeder Vertragsstaat, dessen
innerstaatliche Rechtsvorschrif-
ten dies am 21. Mai 1974 vor-
sehen, kann durch eine beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu hinterlegende
schriftliche Notifikation erklä-
ren, daß für seine Zwecke die
in Artikel 2 Absatz 1 enthaltenen
Worte „für den Fall, daß das
Ursprungsunternehmen Staats-
angehöriger eines anderen Ver-
tragsstaats ist" als durch die
Worte „für den Fall, daß die
Signale vom Hoheitsgebiet eines
anderen Vertragsstaats aus ausge-
strahlt werden" ersetzt angesehen-
werden.

(3) a) Jeder Vertragsstaat, der am
21. Mai 1974 den Schutz
hinsichtlich der Verbrei-
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tung von programmtragen-
den Signalen durch Draht,
Kabel oder andere ähnliche
Verbindungsmittel an einen
öffentlichen Abonnenten-
kreis beschränkt oder aus-
schließt, kann durch eine
beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu hin-
terlegende schriftliche Noti-
fikation erklären, daß er,
soweit und solange seine
innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften den Schutz be-
schränken oder ausschlie-
ßen, dieses Übereinkommen
auf solche Verbreitungen
nicht anwenden wird.

b) Jeder Staat, der eine Noti-
fikation nach Buchstabe a
hinterlegt hat, hat dem
Generalsekretär der Ver-
einten Nationen jede Ände-
rung seiner innerstaatlichen
Rechtsvorschriften, durch
die der Vorbehalt nach dem
genannten Buchstaben un-
anwendbar oder in seiner
Tragweite eingeschränkt
wird, innerhalb von sechs
Monaten nach ihrem In-
krafttreten schriftlich zu
notifizieren.

Artikel 9

(1) Dieses Übereinkommen
wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.
Es liegt bis zum 31. März 1975
für jeden Staat zur Unterzeich-
nung auf, der Mitglied der Ver-
einten Nationen, einer der mit
den Vereinten Nationen in Be-
ziehung gebrachten Sonderor-
ganisationen oder der Inter-
nationalen Atomenergie-Organi-
sation oder Vertragspartei des
Statuts des Internationalen Ge-
richtshofs ist.

(2) Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifikation oder An-
nahme durch die Unterzeichner-
staaten. Es steht jedem der in
Absatz 1 bezeichneten Staaten
zum Beitritt offen.

(3) Die Ratifikations-, Annah-
me- oder Beitrittsurkunden wer-
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den beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

(4) Es besteht Einverständnis
darüber, daß jeder Staat in dem
Zeitpunkt, in dem er durch
dieses Übereinkommen gebun-
den wird, nach seinen inner-
staatlichen Rechtsvorschriften in
der Lage sein muß, den Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
Wirkung zu verleihen.

Artikel 10

(1) Dieses Übereinkommen
tritt drei Monate nach Hinter-
legung der fünften Ratifikations-,
Annahme- oder Beitrittsurkun-
de in Kraft.

(2) Für jeden Staat, der dieses
Übereinkommen nach Hinter-
legung der fünften Ratifikations-,
Annahme- oder Beitrittsurkunde
ratifiziert, annimmt oder ihm
beitritt, tritt das Übereinkommen
drei Monate nach Hinterlegung
seiner Urkunde in Kraft.

Artikel 11

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu hinter-
legende schriftliche Notifikation
kündigen.

(2) Die Kündigung wird zwölf
Monate nach dem Tag des
Eingangs der in Absatz 1 vor-
gesehenen Notifikation wirksam.

Artikel 12

(1) Dieses Übereinkommen
wird in einer Urschrift in eng-
lischer, französischer, russischer
und spanischer Sprache unter-
zeichnet, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist.

(2) Amtliche Texte werden
vom Generaldirektor der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur und vom Generaldirektor
der Weltorganisation für geisti-
ges Eigentum nach Konsultie-
rung der beteiligten Regierungen
in arabischer, deutscher, italieni-
scher, niederländischer und
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portugiesischer Sprache herge-
stellt.

(3) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen notifiziert
den in Artikel 9 Absatz 1 be-
zeichneten Staaten sowie dem
Generaldirektor der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur, dem Generaldirektor der
Weltorganisation für geistiges
Eigentum, dem Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsamts
und dem Generalsekretär der
Internationalen Fernmelde-
Union

i) die Unterzeichnungen die-
ses Übereinkommens,

ii) die Hinterlegung von Rati-
fikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunden,

iii) den Tag des Inkrafttretens
dieses Übereinkommens
nach Artikel 10 Absatz 1,

iv) die Hinterlegung jeder
Notifikation nach Arti-
kel 2 Absatz 2 oder nach
Artikel 8 Absatz 2 oder 3
sowie ihren Wortlaut,

v) den Eingang der Notifi-
kationen von Kündigun-
gen.

(4) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen übermittelt
allen in Artikel 9 Absatz 1 be-
zeichneten Staaten zwei beglau-
bigte Abschriften dieses Über-
einkommens.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die hierzu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichneten die-
ses Übereinkommen unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Brüssel am
21. Mai 1974.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 6. Mai 1982 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das Überein-
kommen tritt gemäß seinem Art. 10 Abs. 2 für Österreich am 6. August 1982 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten das
Übereinkommen ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin-West), Italien, Jugoslawien, Kenia, Mexiko und
Nikaragua.

Kreisky
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